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Liebe Freundinnen und Freunde des Infobüros Nicaragua, liebe Nicaragua-Interessierte,

wie bereits im letzten Rundschreiben von 2007 angekündigt, haltet ihr nun den Reader in 

euren Händen, mit dem wir hoffen, euch einen guten und differenzierten Überblick über das 

erste Jahr der Regierung Ortegas zu geben. Der Reader ist ein Versuch, die verschiedenen 

Bereiche - Soziales, Wirtschaft und Außenpolitik - abzudecken und zu schauen, was sich

dort an Positivem wie Negativem getan hat im vergangenen Jahr.

Bei den Präsidentschaftswahlen im November 2006 gelangte mit Daniel Ortega das erste 

Mal seit sechzehn Jahren wieder ein Mitglied der Frente Sandinista de Liberación Nacional 

(FSLN) an die Macht. Die Meinungen über seine Person und seinen Führungsstil als 

Präsident sind gespalten: Während im sozialen Bereich erhebliche Verbesserungen 

festzustellen sind, riefen doch gerade die Bereiche Öffentlichkeit, Transparenz und 

Wirtschaft Kritik hervor. Besonders viel internationale und kritische Öffentlichkeit wurde dem 

Verbot der Abtreibung aus medizinischen Gründen (aborto terapeútico) entgegengebracht. 

Während sich Ortega in innenpolitischen Fragen an die Koalition mit Alemán und den 

gemeinsam erarbeiteten Pakt hält, bezieht er sich im internationalen Kontext stark auf 

Venezuela und Kuba. So unterschrieb er beispielsweise gleich an seinem ersten Amtstag 

den Beitritt Nicaraguas zum ALBA (Bolivarianische Alternative für Amerika) – ratifizierte 

jedoch im selben Jahr das CAFTA-Abkommen mit den USA. Unterstützung von Venezuela 

erhält Ortega u.a. in Form von Öllieferungen; Kuba ist Nicaragua bei der Reduzierung der 

Armut und des Analphabetismus behilflich.

Im Anschluss an die verschiedenen Artikel findet ihr eine Auflistung weiterführender Texte. 

Die meisten von den dort aufgeführten Texten sind im Internet abrufbar.

Wir hoffen, euch mit Hilfe dieses Readers einen guten Überblick zu bieten und wünschen viel 

Spaß beim Lesen!

Cato Schirmer und das Infobüro-Team
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„El Pueblo, Presidente“ – Rückblick auf das erste Jahr der sandinistischen Regierung 
unter Ortega in Nicaragua

von Cato Schirmer

Die Wahlniederlage Daniel Ortegas 1990 gegen Violeta Chamorro (Kandidatin der UNO, 
Unión Nacional Opositora) beendete vorerst die sandinistische Herrschaft. In den 
folgenden Wahljahren 1996 und 2001 scheiterte Daniel Ortega bei den 

Präsidentschaftswahlen, was ihn aber nicht entmutigte, sich 2006 wiederum von der 
FSLN als Präsidentschaftskandidat aufstellen zu lassen – diesmal mit Erfolg. Oftmals 
wurde – und wird - ihm ein ungebrochener Wille zur Macht nachgesagt. Die einen 
fürchteten nach der Wiederwahl, Ortega würde die neoliberale Politik fortsetzen, die 
Nicaragua in den letzten Jahren bestimmt und geformt hatte. Doch gerade im sozialen 
Bereich hat sich seit Ortegas Amtsantritt einiges getan. In anderen Bereichen 
wiederum führten die politischen Entscheidungen Ortegas zu massiver Kritik und 
Misstrauen. Und die anfängliche Hoffnung anderer, dass sich Nicaragua mit der Wahl 
Ortegas in die „linken“ Regierungen Lateinamerikas einreihen würde, wurde recht 
schnell von den meisten sehr in Frage gestellt – auch von den einstigen Anhängern 
und Anhängerinnen der Sandinist_innen. 

In den neunziger Jahren war die Politik der FSLN zeitweise äußerst umstritten. Durch interne 

Konflikte rückte die FSLN immer wieder ins Licht der Öffentlichkeit. Mitte der 1990er Jahre 

wandten sich zahlreiche bekannte Intellektuelle - wie beispielsweise Gioconda Belli, Ernesto 

Cardenal oder Sergio Ramírez - von der FSLN ab, die sich kurze Zeit vorher noch als 

Kandidat_innen für die FSLN hatten aufstellen lassen. Sie organisierten sich in anderen 

Strukturen, wie beispielsweise ab 1995 in der Bewegung zur Erneuerung des Sandinismus 

MRS (Movimiento de Renovación Sandinista), wo versucht wurde, politisches Handeln 

wieder auf dem ursprünglichen sandinistischen Politikverständnis aufzubauen. 

Der Wahlkampf Ortegas im Jahr 2006 schürte bereits bei vielen Misstrauen, schien dieser 

doch schon in den letzten Jahren gut vorbereitet zu sein. Es kam zum Rauswurf von 

Parteimitgliedern, die wohl die Strategie des Wahlkampfs, nicht aber die Kandidatur Ortegas 

akzeptierten. Ein Beispiel dafür wäre Herty Lewites, der als ehemaliger Bürgermeister von 

Managua viel öffentliche Popularität innehatte. Auch er strebte danach, für die 

Präsidentschaftswahlen zu kandidieren, wurde jedoch kurzerhand aus der FLSN 

ausgeschlossen. Kritiker_innen sprechen davon, dass es Demokratie und Meinungsfreiheit 

innerhalb der Partei nicht mehr gebe. 

Für die Wahlen schlossen sich die MRS mit anderen – teilweise extrem gegensätzlichen -

Oppositionsparteien zusammen, so dass der FSLN die Mehrheit im Parlament fehlte und 

Ortega nun mit Hilfe eines Sonderdekrets regiert.
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Intransparente Politik

Bereits seit längerem waren kritische Stimmen zu vernehmen, dass das nicaraguanische 

Justizsystem stark von den Sandinist_innen geprägt sei. Wenige Monate nach dem 

Amtsantritt Ortegas kam es zu Vorwürfen der Korruption und des Nepotismus innerhalb der 

FSLN.

Der Ende der 1990er Jahre entstandene Pakt zwischen Ortega und dem ehemaligen 

Präsidenten Arnoldo Alemán (1997 bis 2001) der PLC (Partido Liberal Constitucionalista)

ebnete Ortega den Weg zu einer erfolgreichen Präsidentschaftswahl und stellt somit ein 

wichtiges Machtinstrument dar. Teil dieses Paktes war eine Reform des Wahlrechts, ohne 

die Ortega 2006 nicht als Sieger aus den Wahlen hervorgegangen wäre. Die Reform 

beinhaltet die Herabsetzung der Mindestanzahl der Stimmen von 45 auf 35 Prozent – unter 

der Bedingung, dass der Sieger bzw. die Siegerin einen fünfprozentigen Vorsprung vor dem 

bzw. der Zweitplatzierten vorweisen kann. Die 38 Prozent, die Ortega bei den Wahlen 2006 

erreichte, sind sein bisher schlechtestes Wahlergebnis – dank der Reform reichten sie 

jedoch trotzdem.

Eine weitere Reform, die im April 2007 von Ortega und der liberalen PLC zusammen 

verabschiedet wurde, beinhaltet eine Änderung zweier Artikel des Strafgesetzbuches. 

Hierbei geht es um die neuerliche Unterscheidung zwischen zwei Gesetzestypen zur 

Korruptionsbekämpfung: Unterschieden wird nun zwischen Korruption, die mit organisierter 

Kriminalität und Drogenhandel zu tun hat und mit bis zu 20 Jahren Haft bestraft werden kann, 

und „politische“ Korruption, deren Strafmaß weit darunter liegt (5-7 Jahre). Es liegt nahe, zu 

vermuten, dass Ortega Alemán damit einen „Gefallen“ getan hat, wenn man bedenkt, dass 

Letzterer wegen Geldwäsche und Korruption zu 20 Jahren Haft verurteilt wurde. Anfangs 

wurde in Erwägung gezogen, das Gesetz rückwirkend anzuwenden, womit Alemán bald 

wieder auf freiem Fuß sein würde. Gegen Ende des Jahres ergaben sich jedoch einige 

Änderungen: Mitglieder der PLC sprechen davon, dass die neu aufgekommenen 

„Unstimmigkeiten“ zwischen Ortega und Alemán etwas mit der Weigerung der PLC zu tun 

haben, die Versammlung der Bürger_innenräte1 (Consejos del Poder Ciudadano, CPC) zu 

unterstützen. Alemán sieht sich nun mittels einer Art „Hausarrest“ seiner Bewegungsfreiheit 

im ganzen Land beraubt. Mitte Dezember erhielt dieser auch die formelle Mitteilung der 

nicaraguanischen Behörden, dass nun in Panamá, wo er illegal Geld eingelagert hatte, 

offiziell Anklage gegen ihn erhoben wurde.

Intransparenz herrschte auch in parteiinternen Angelegenheiten. So wurden beispielsweise 

bereits in den ersten sechs Monaten von Ortegas Präsidentschaft fünf Minister_innen entlas-

sen und das Amt der Kultusministerin zweimal ausgewechselt. Auffallend ist, dass die ent-

1 Für weitergehende (Hintergrund-)Informationen siehe Abschnitt zu ‚Participación ciudadana’



6

lassenen Personen alle Frauen waren. Diese Tatsache stellt sich als sehr problematisch dar, 

da zu Beginn der Amtsperiode Ortegas angekündigt wurde, dass 50 Prozent der Regie-

rungsposten von Frauen besetzt werden sollten. Es ist unklar, ob Ortega dies damit erfüllt 

sah, dass er an seine Frau Rosario Murillo die Hälfte seiner politischen Macht delegiert und 

sich nun somit eine hohe Machtkonzentration bei seiner Frau ergibt. Vizepräsident ist übri-

gens der ehemalige von der CIA finanzierte Contra-Anhänger Jaime Morales Carazo.

Ortega wird von vielen Seiten vorgeworfen, er nehme es nicht so genau mit der Trennung 

zwischen Staat und Partei – gerade, nachdem er seinen Vorschlag geäußert hatte, die 

FSLN-Parteizentrale zum neuen Regierungssitz zu erklären. Und auch seine Pläne, sich 

zum direkten Befehlshaber des Militärs zu machen und damit sowohl militärische als auch 

zivile Macht bei sich zu konzentrieren, weckten massive Befürchtungen hinsichtlich einer 

Schwächung der Demokratie.

Die Beziehung Nicaraguas zum IWF (Internationale Währungsfond) ist ausgesprochen 

zwiespältig: Zum einen führt Ortega in der Zusammenarbeit mit dem IWF die neoliberale 

Politik fort. Zum anderen spricht er davon, dass er Nicaragua in den nächsten fünf Jahren 

vom IWF „befreien“ wird. Kritiker_innen warfen ihm vor, er würde die Verhandlungen mit dem 

IWF hinter verschlossenen Türen führen und werten seine Worte als bloße Rhetorik.

Die Nähe zur katholischen Kirche

Das Verbot der therapeutischen Abtreibung wurde bereits kurz vor den Wahlen im Oktober 

2006 durchgesetzt. Von Seiten der kritischen Öffentlichkeit wurde gerade in Bezug auf die 

Abschaffung des Paragraphen §165 (Legalität der Abtreibung bei Gefahr für die psychische 

und körperliche Gesundheit der Frau) von einer Art Tauschhandel gesprochen: Während 

Ortega sich vehement für ein der Kirche wichtiges Thema einsetzte, sicherte man ihm im 

Gegenzug Stimmen von kirchlicher Seite zu. 

Bereits im Vorfeld der Wahlen nahm das Thema Religion bzw. die Nähe Ortegas zur katholi-

schen Kirche einen großen Stellenwert ein. Rosario Murillo, Ehefrau Ortegas und Wahl-

kampfleiterin der FSLN, bezeichnete die Rundreise ihres Mannes im Rahmen des Wahl-

kampf als „Pilgerreise“. Besonders auffällig war die besondere Beziehung Ortegas zu Kardi-

nal Miguel Obando y Bravo. Der Ex-Bischof von Managua war während der sandinistischen 

Revolution ein deutlicher Gegner Ortegas gewesen, indem er offen die antisandinistische 

Opposition unterstützt hatte. Die anfänglichen Auftritte in der Öffentlichkeit des frisch gewähl-

ten Präsidenten wurden jeweils von einem Repräsentanten der katholischen Kirche eröffnet. 

Und auch bereits während des Wahlkampfs spielte der Kardinal eine entscheidende Rolle: 

Im Fernsehen warb er unter den Christ_innen für Ortega und versicherte ihnen, sie könnten 

ihn ruhigen Gewissens wählen. Das Wahlprogramm selbst wurde von Ortega persönlich als 

ein ethisches, moralisches und christliches bezeichnet und gerade nicht als ein politisches. 
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Vielleicht um die Ernsthaftigkeit seiner Bemühungen gegenüber der katholischen Kirche zu 

bekräftigen und seine Entschlossenheit zu demonstrieren, heiratete Ortega 2005 seine lang-

jährige Lebensgefährtin Rosario Murillo – im Beisein von Kardinal Obando y Bravo. 

Participación Ciudadana – Consejos del Poder Ciudadano

Bereits kurz nach der Amtsübernahme Ortegas, am 10. Januar 2007, wurde ein Dekret zur 

Bildung von Bürger_innenmachtsräten veröffentlicht. Das Konzept dieser Consejos del 

Poder Ciudadano (CPC) sieht vor, dass eine organisierte Basis direkter Demokratie entsteht, 

die das Ziel hat, Nicaragua zu einer partizipativen Demokratie hinzuführen. Bestehen sollten 

diese aus einer organisierten Basis aus Komitees der Gemeinde-, Kreis- und 

Stadtteilentwicklung. Das Konzept sieht die Leitung und Organisation der Räte durch den 

„Rat für Kommunikation und Bürgerschaft“ (comunicación y ciudadanía) vor, dessen 

Vorsitzende Rosario Murillo ist. 

Die Einführung der Räte war aus mehreren Gründen auf Kritik und Misstrauen gestoßen. Es 

war bekannt geworden, dass jegliche Kommunikation der Minister und Ministerinnen mit der 

Presse und Entscheidungen über Dienstreisen in letzter Instanz von Rosario Murillo 

genehmigt werden müssen. Außerdem wurde die Einrichtung der consejos als Einrichtung 

von Parallelstrukturen zu den bereits bestehenden Bürger_innenräten empfunden, die 2003 

im Rahmen des Gesetzes zur Bürgerbeteiligung (Ley de Participación Ciudadana) eingeführt 

worden waren und sich – so wie die CPCs - explizit auf die regionale Entwicklung bezogen. 

Das Gesetz galt bzw. gilt als ein erkämpftes Gut der sandinistischen Revolution, was ganz 

klar die Autonomie der Gemeinden in der Verfassung festschrieb. Manche sehen nun 

verständlicherweise die Gefahr, dass eine Konkurrenzbeziehung zwischen diesen beiden 

ähnlichen Strukturen entsteht und die Einrichtung der consejos negative bzw. rückläufige 

Auswirkungen auf die sozialen, wirtschaftlichen und politischen Beziehungen hat, die sich in 

den Stadtbezirken in den letzten Jahren entwickelt haben. Auch haben vielen Menschen 

Angst, dass eine eventuelle Spaltung innerhalb der Stadtteile dem kollektiven Denken und 

der Entwicklung schaden könnte. Eine Frau, die in einem Projekt der Bürgerbeteiligung aktiv 

ist, beschreibt die Machtverteilung wie folgt: „Wir sehen uns der Situation gegenüber, dass 

die Personen, die die Räte organisieren, die politischen Funktionäre der sandinistischen 

Partei und ihre treuesten Mitglieder sind. In einigen Fällen werden sie von den Funktionären 

der Gemeinderäte unterstützt. In den schlimmsten Fällen sind es sogar die sandinistischen 

Bürgermeister selbst, die die Positionen besetzen.“2

2 Vgl. Herrera, Carmen: Direkte Demokratie oder Parteikontrolle? online: 
http://www.npla.de/poonal/p774.html#GUATEMALA.
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Aufgrund inhaltlicher Konflikte und Machtkämpfe innerhalb des Parlamentes zwischen der 

sandinistischen Regierung und den Oppositionsparteien, die sich besonders in den weit aus-

einander gehenden Diskussionen um die CPCs entbrannten, schloss sich die Opposition 

Anfang Dezember 2007 zum „Bloque contra la dictadura“ („Block gegen die Diktatur“) zu-

sammen. Auslöser war das Veto Ortegas gegen den Einspruch von Seiten der Oppositions-

parteien in Bezug auf die Consejos gewesen.

Positive Errungenschaften im Bereich Soziales: „Hambre Cero“ und „Usura Cero“

Die von der FSLN vorgenommenen Schritte zur Verbesserung der Situation der in Nicaragua 

lebenden Menschen haben zum Teil schon einige sehr positive Entwicklungen angestoßen. 

Während gerade in Bezug auf die erzielten Erfolge im sozialen Bereich von internationaler 

Seite sehr viel Lob an die nicaraguanische Regierung herangetragen wurde, stehen manche 

Schritte Ortegas nicht im Einklang mit den von IWF (Internationaler Währungsfond) und 

Weltbank geforderten Maßnahmen: Als Beispiele sind hier die vergünstigte Kreditvergabe, 

die Erhöhung der Löhne für Menschen im öffentlichen Dienst (Lehrer_innen, Pflegepersonen 

u.a.) und die versprochene Lösung der Energiekrise zu nennen. 

Mit Hilfe des von Orlando Núñez Soto, Direktor des CIPRES (Centro para la Promoción, la 

Investigación y el Desarrollo Rural y Social), Soziologe und Präsidentschaftsberater, 

entwickelten Programms „Hambre Cero“ soll die extreme Armut, die besonders im ländlichen 

Raum verbreitet ist, verringert werden. Das „Null Hunger-“ bzw. „Null Armut“-Programm, 

welches vorerst auf fünf Jahre ausgerichtet ist, richtet sich zunächst an 75.000 Campesina-

Familien und unterstützt diese mit jeweils 2.000 US-Dollar in Form von Saatgut, trächtigen 

Schweinen, Hühnern, Kühen etc. Ziel ist es, die Selbstversorgung dieser Familien binnen 

eines Jahres zu erreichen, was bedeutet, dass sie in der Lage sind, die von ihnen benötigte 

Nahrung, sowohl auf pflanzlicher als auch auf tierischer Basis, selbst herzustellen. Während 

kurzfristig die Deckung des Grundbedarfs der Familien an Nahrung erzielt werden soll, zielt 

das Programm langfristig auf die Schaffung lokaler Märkte und exportbestimmter Produkte 

ab. Es wurde außerdem eine vergünstigte Kreditvergabe angekündigt, die sich zehn Prozent 

unter dem sonst üblichen Zinssatz bewegt. Die Verantwortung für dieses Programm sollen 

jeweils Vertreter_innen der Gemeinden und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 

übernehmen, wobei von essentiellen Schwierigkeiten der Kooperation von NGOs und Ortega 

zu lesen ist. Abzuwarten bleibt in dieser Hinsicht sicherlich, wie sich das Programm weiter 

entwickelt und wie sich die Rolle des Staates innerhalb dieses Programms eventuell 

verändern wird.

Ein Programm, was sich eher auf den städtischen Bereich bezieht, ist das Programm „Usura 

Cero“ („Null Wucher“-Programm). Es geht sich hier speziell um die Förderung von Frauen, 

denen mittels dieses Programms ein Mikrokredit mit einer günstigen Verzinsung (vier Pro-
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zent plus Inflationsrate) zur Verfügung gestellt wird. Das Programm soll Frauen eine größere 

Selbstständigkeit und Unabhängigkeit ermöglichen.

In Bezug auf das Programm „Hambre Cero“ wurde von Seiten der internationalen 

Gebergemeinschaft 3 - als Zeichen ihres „völligen Vertrauens“ - eine Erhöhung der 

finanziellen Hilfsleistungen von mehr als 20 Millionen US-Dollar auf mehr als 100 Millionen 

US-Dollar für das Jahr 2008 zugesichert. Zudem wurde von ihnen betont, dass die 

Unterstützung von Klein- und mittleren Produzent_innen als sehr sinnvoll angesehen wird, 

jedoch seien die entscheidenden Aufgaben eines Landes die Regierbarkeit und das 

Investitionsklima – was vermuten lässt, dass von Seiten des IWFs und der Weltbank weitere 

Forderungen nach neoliberalen Umstrukturierungen (SAPs) gestellt werden.

Autonomie der Schulen

Die in den 1990er Jahren von IWF und Weltbank geforderte Autonomie der Schulen hatte 

eine quasi-Privatisierung der Bildungseinrichtungen zur Folge, da diese nun keine 

staatlichen Geldzuwendungen mehr bekamen (außer in Form der Lehrer_innengehälter), 

und somit auf das Geld der Eltern der Kinder angewiesen waren. Dies führte unter anderem 

dazu, dass viele Kinder das Schuljahr nicht zu Ende führen konnten, da den Eltern das Geld 

fehlte, um die Schulbildung weiter zahlen zu können. Der direkt nach der Amtsübernahme 

Ortegas eingesetzte Erziehungsminister Miguel de Castilllo sprach sogleich davon, alle 

Gesetze, die in den Jahren nach der Wahlniederlage der Sandinist_innen verabschiedet 

wurden und sich gegen eine kostenlose Schulbildung und das Recht auf Bildung richteten, 

wieder rückgängig zu machen. Stattdessen setzte er allerdings landesweit mehr als 1.500 

Ombudsleute ein, die den allgemeinen und freien Zugang zur Bildung sichern und den 

Beginn der Umsetzung der Schulreform begleiten sollten. Das Programm zeigte schnell erste 

Erfolge. 

Problematisch ist jedoch, dass sich die Schulräume in keinem guten Zustand befinden. Mi-

guel de Castillo erklärte selbst, dass sich von den etwa 28.000 registrierten Klassenräumen 

nur 43 Prozent in einem „guten Zustand“ befinden würden; von knapp 5.000 müsste man gar 

sagen, dass sie in einem „schlechten Zustand“ seien. Es ist jedoch geplant, in den nächsten 

vier Jahren jährlich 3.000 neue Klassenräumen zu errichten. De Castillo sprach zudem auch 

davon, dass es darum ginge, viel Wert auf die Ausbildung von Lehrer_innen für Schüler und 

Schülerinnen mit Behinderungen zu setzen, da 97 Prozent dieser Schüler_innen keine Mög-

lichkeit haben, eine öffentliche Schule zu besuchen. Des Weiteren wollte er sich für einen 

3 Dazu gehören: Deutschland, Finnland, Norwegen, Niederlande, Großbritannien, Schweiz, Weltbank, 
Interamerikanische Entwicklungsbank und die Europäische Kommission.
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verbesserten Umgang mit Lehrern einsetzen, denen der Vorwurf der sexuellen Belästigung 

anlastet oder nachgewiesen wird.

Yo Si Puedo – Anknüpfung an die 1980er Jahre

Mit der Fortführung der Alphabetisierungskampagne 'Yo Si Puedo' („Ja, ich kann“) schließt 

die FSLN an ihre erfolgreichen Bemühungen in den 1980er Jahren an. Damals gingen über 

100.000 Freiwillige in abseits gelegene ländliche Dörfer, um den dort lebenden Menschen 

Lesen und Schreiben beizubringen. Bereits nach zwei Jahren zeigten sich beachtliche 

Erfolge, denn die Analphabet_innenrate war von weit über 50 Prozent auf etwa 12 Prozent 

gesunken. Im Laufe der 1990er Jahre erhöhte sich jedoch die Anzahl der Menschen, die 

weder lesen noch schreiben können, wieder auf etwa 30 Prozent 4 . Das im Juli 2007 

begonnene Bildungsprojekt „Yo Si Puedo“ soll ganz Nicaragua bis zum Jahr 2009 vom 

Analphabetismus befreien. Es richtet sich an alle Nicaraguaner_innen über 15 Jahre. Das 

Programm beruht auf der gleichnamigen kubanischen Alphabetisierungskampagne und wird 

von Kuba aus koordiniert. Während die FSLN das Programm finanziell und strategisch 

unterstützt, stellen Kuba und Venezuela neben finanziellen Mitteln auch 

Unterrichtsmaterialien und Lehrer_innen. Das Programm besteht aus 65 Unterrichtseinheiten, 

die jeweils eine halbe Stunde dauern und audiovisuelle Einheiten beinhalten. Die Kampagne 

bezieht sich besonders auf Menschen in ärmeren Gemeinden und Stadtbezirken im ganzen 

Land. Besonders hervorzuheben ist, dass sich die Kampagne sowohl explizit auf indigene 

Gemeinden konzentriert und vorsieht, dass diese auch in ihrer jeweiligen indigenen Sprache 

lesen und schreiben lernen, als auch auf Menschen mit Behinderungen und auf Betreuung 

angewiesene Personen. Als erster öffentlichkeitswirksamer Erfolg wurde Managua bereits 

zur ersten analphabetismusfreien Hauptstadt Zentralamerikas gekürt. 

Das Programm wurde bereits 2005 von dem Direktor der Organisation Asociación de 

Educación Popular Carlos Fonseca Amador und Regierungsberater, Orlando Pineda, 

gegründet. Es ist zu lesen, dass es bereits binnen eines Jahres gelungen ist, mehr als 

120.000 Menschen Lesen und Schreiben beizubringen.

Weitere bedeutende (basisnahe) Veränderungen

Des Weiteren kam es zu einer bedeutenden Veränderung im Gesundheitsbereich: Es be-

steht nun ein kostenloser Zugang zu Gesundheitseinrichtungen, so dass sich viele Men-

4 Siehe Länderinformation Nicaragua auf 
http://www.welt-in-zahlen.de/laenderinformation.phtml?country=148.
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schen, die sich vorher keine medizinische Versorgung in Krankenhäusern leisten konnten, 

jetzt die Möglichkeit haben, sich ärztlich versorgen zu lassen und auch die Medikamente 

bezahlen können, da diese meist Generika – also  preiswertere Nachahmungen von Mar-

kenmedikamenten - sind.

Neben den oben genannten größeren Projekten, die meist auf mehrere Jahre ausgelegt sind, 

haben sich „kleinere“, aber nicht weniger wichtige Dinge getan:

Die Buspreise in Managua wurden von 3 Córdoba auf 2,50 herunter gesetzt. Außerdem fand 

eine 18prozentige Erhöhung des Mindestlohns auf 90 US-Dollar statt, – die stärkste 

Erhöhung seit drei Jahren. Im Zuge dessen wurde auch die Mindestzahlung an Rentner und 

Rentnerinnen um 18 Prozent hochgesetzt. 

Auch senkte Ortega beispielhaft sein eigenes Gehalt um fast zwei Drittel (von 10.000 US-

Dollar auf 3.200 US-Dollar), was als bedeutende und auch symbolträchtige Handlung im 

Rahmen scharfer Diskussionen mit Mitgliedern verschiedener Lehrer_innengewerkschaften 

um eine Erhöhung ihrer Löhne galt. Zugleich wurde diese Maßnahme Ortegas auch als eine 

Absage an die vom IWF vorgeschriebene Lohnpolitik gewertet.

Doch viele Menschen in Nicaragua wollen nicht nur Brot, sie wollen auch die Rosen dazu: 

Freiheit, Mitbestimmung, Transparenz über politische Entscheidungen, wirklich 

demokratische Institutionen und das Recht auf Selbstbestimmung. 

Es stellt sich die Frage, ob Ortega selbst die Losung „El Pueblo, Presidente“ (Das Volk ist 

Präsident), die während der Präsidentschaftswahlen verlautbart wurde, nicht eher als „Daniel 

ist das Volk“ auslegt, weil er meint zu wissen, was die Nicaraguaner_innen brauchen und 

wollen. Zu diskutieren wäre zudem sicherlich, ob dieser Slogan zur Entwicklung eines 

nationalen Diskurses bzw. eines nationalen Identitätsgefühls verwendet wird. Es ist traurig, 

mit ansehen zu müssen, dass die sandinistischen Ideen und revolutionären Gedanken von 

„damals“ verloren gegangen sind. Die jetzige Politik verstrickt sich in Widersprüchen –

sowohl in Bezug auf die sandinistische Vergangenheit, als auch in Bezug zueinander.

(Stand: Mitte Dezember 2007)



12

weitere Literatur und Artikel: 

- Albrecht, Eberhard: Sandinist in Pink. Nach 16 Jahren kehrt Daniel Ortega an die Macht 
zurück, S. 4-8, in: Lateinamerika Nachrichten 390 - Dezember 2006, online: 
http://www.lateinamerikanachrichten.de/?/artikel/988.html.
- Alfonso, Joakin: Zwischen Gott und Teufel. Nicaragua nach dem sandinistischen Wahlsieg 
– eine erste Einschätzung, in: correos 149/07, S. 30f.
- Chamorro, Carlos F.: El mandato de Ortega y las elecciones municipales (17.07.2007), 
online: http://impreso.elnuevodiario.com.ni/2007/07/17/opinion/53944.
- Freeland, Jane: Daniel Ortega's first 100 days: a time of contradictions, online: 
http://www.nicaraguasc.org.uk/CAR/CAR.htm (Ausgabe von Sommer 07).
- Heinrich-Böll-Stiftung: Politischer Jahresbericht – Mexiko, Zentralamerika und Karibik 
2006/2007, online: http://www.boell.de/de/05_world/5166.html.
- Herrera, Carmen: Direkte Demokratie oder Parteikontrolle? (17.07.2007), online: 
http://www.npla.de/poonal/p774.html#GUATEMALA.
- Informatiosnbüro Nicaragua (Hrsg.): Geheimniskrämerei, Vetternwirtschaft und 
Zeremonienmeister, in: movida 2007, S. 1-6.
- López, Onofre Guervara: Sandino, y el fin de la izquierda espontánea (24.07.2007), online: 
http://impreso.elnuevodiario.com.ni/2007/07/24/opinion/54486.
- Schützhofer, Timm B.: Durchwachsener Start. Die nicaraguanische Regierung auf 
Schlingerkurs, in: Lateinamerika Nachrichten 397/398 – Juli/August 2007, S. 22f., online: 
http://www.lateinamerikanachrichten.de/?/artikel/1167.html.
- Wellmann, Uta: Möglichkeiten, Hoffnungen und Strategien politischer Veränderung in 
Nicaragua, in: Nicaragua-Zeitung 06/07, S. 4f.
- Wellmann, Uta; Krömer, Vera: Programmatisch? Das Wahlprogramm der FSLN 2006, in:
Nicaragua-Zeitung 03/07, S. 10



Centro Nicaragüense de Derechos Humanos • CENIDH • � 

Informe sobre los primeros cien días de Gobierno
del Presidente Daniel Ortega Saavedra 

Los primeros cien días de ejercicio gubernamental suelen ser la 
primera oportunidad para evaluar a un nuevo gobierno. Como 
en anteriores ocasiones, el Centro Nicaragüense de Derechos 
Humanos (CENIDH) une su voz a la de muchos otros grupos y 
organizaciones que, desde su quehacer particular, analizan en 
estos días la gestión del nuevo gobierno de Nicaragua. Lo hacemos 
desde la perspectiva de un organismo de derechos humanos que 
a diario monitorea el acontecer nacional evaluando todo lo que, 
de manera directa o indirecta, incide positiva o negativamente 
en la situación de los derechos humanos de todas las personas 
que viven en nuestro país.
 
Daniel Ortega Saavedra asumió la Presidencia de la República 
el 10 de enero, después de obtener el 38% de los votos en un 
proceso electoral que, como el de su antecesor, estuvo regido 
por una Ley Electoral producto del Pacto entre el PLC y el FSLN. 
Según dichas reformas quedó establecido que cualquier candidato 
presidencial podía ganar con el 35% de los votos si superaba 
en un 5% al candidato del segundo lugar. El Presidente Daniel 
Ortega ganó las elecciones con un 3% menos de votos que los 
que obtuvo en elecciones anteriores. Es irrelevante analizar en 
este informe las causas de  estos porcentajes. 

Los primeros sectores visitados por el candidato ganador fueron 
la Asociación de Bancos Privados, el COSEP e inversionistas 
extranjeros. A los pocos días del triunfo electoral, el Presidente 
electo inauguró, ya con modales de primer mandatario, una 
maquila de capital estadounidense en Ciudad Sandino y ha 
anunciado una política de puertas abiertas a los inversores 
nacionales y extranjeros. Con los últimos con los que se 
reunió fue con los gremios y sindicatos afines al partido FSLN.   
También realizó una serie de visitas a otros países donde sostuvo 
encuentros con sus presidentes, pero es evidente que la relación 
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de Nicaragua con Venezuela tiende a convertirse en privilegiada, 
mas allá  del ámbito de la cooperación económica.  

Inmediatamente que Daniel Ortega fue proclamado triunfador 
en las elecciones del 5 de noviembre empezó a dar señales de 
autoritarismo y de centralización del poder.  El acto de toma de 
posesión y el traspaso de mando, que correspondía organizar al 
gobierno saliente, fue diseñado y dirigido por la entonces Jefa 
de Campaña Rosario Murillo, quien anunció en conferencia de 
prensa que se realizarían dos actos distintos, contradiciendo lo 
que había programado el gobierno saliente. 

El primer acto se realizó en la Plaza de los Países No Alienados 
Omar Torrijos, apresuradamente “acondicionada” para ello 
por los trabajadores de la Alcaldía de Managua, que también 
comenzaron a remodelar el Centro de Convenciones Olof 
Palme, propiedad del Instituto Nicaragüense de Seguridad Social 
(INSS), sin que ese ente autónomo del Estado fuera previamente 
avisado, y sin la autorización de alguna de sus autoridades para 
convertirlo en la nueva casa presidencial. Sin haber tomado 
posesión, Daniel Ortega empezó a disponer del gobierno, a 
través de su esposa, Rosario Murillo. Por eso, no resulta creíble 
su afirmación de que la invitación al reo Arnoldo Alemán para 
que participara en su toma de posesión fue responsabilidad de la 
Asamblea Nacional.

Con críticas de la opinión pública y la “vergüenza ajena” de 
muchos nicaragüenses vimos el 10 de enero un acto de toma de 
posesión protocolariamente ridículo. Más que una ceremonia 
solemne, a la que asistían catorce Jefes de Estado, más de mil 
invitados internacionales y centenares de periodistas, con casi 
dos horas de retraso a la espera del Presidente venezolano Hugo 
Chávez, lo que vimos fue un atropellado espectáculo con errores 
de todo tipo, desde la falta de atención, cortesía y tratamiento 
diferenciado para los invitados, hasta una accidentada toma de 
promesas de Ley a un gabinete casi oculto en la parte posterior 
del escenario, sin que aún se conocieran quienes eran los 

nombrados. Leyendo posteriormente el Acuerdo Presidencial 
11-2007 se hizo evidente la ausencia de los aliados del FSLN 
en la Convergencia, iniciándose así el incumplimiento de las 
promesas de campaña. 

El “segundo” acto de toma de posesión abrió con una 
precipitada salida de la comitiva presidencial de Plaza de los 
No Alineados hacia la Plaza de la Fe Juan Pablo II. Allí unos 
300 mil simpatizantes sandinistas esperaron la llegada del nuevo 
Presidente durante tres horas después de lo previsto. Ortega 
llegó acompañado únicamente de los Presidentes de Bolivia, 
Taiwán, uno de los Vicepresidentes de Cuba y el Presidente de 
Venezuela Hugo Chávez, quien fue el protagonista del acto. En 
una actitud arrogante e injerencista, el mandatario venezolano 
comenzó a alimentar las aspiraciones reeleccionistas de Ortega 
al calificarlo de “imprescindible” y afirmar que “un período 
de gobierno no es suficiente para las tareas que tiene que 
emprender Daniel”. Esta insinuación encontró eco inmediato 
en parlamentarios danielistas, que empezaron a hablar de una 
reforma constitucional que permita la reelección continua. 
Resulta preocupante tanta precipitación en expresar la ambición 
de poder.

El discurso de toma de posesión de Daniel Ortega fue 
demagógico. El Presidente trató de enviar mensajes a unos y a 
otros, intentando ganarse la confianza de quienes en la campaña 
lo adversaron, para finalizar con sus promesas de siempre a 
los pobres y a quienes siguen soñando con la revolución que 
perdieron y por la que tanto apostaron. El Presidente ensayó 
también un primer acto de “democracia participativa” al 
proponer a gritos a sus simpatizantes su “aprobación” para la 
incorporación de Nicaragua a la Alternativa Bolivariana de las 
Américas (ALBA). Después del sí masivo, también a gritos, la 
firma de la incorporación de Nicaragua al ALBA se realizó al día 
siguiente en el Teatro Nacional Rubén Darío, en un escenario que 
lógicamente ya estaba preparado antes de la “consulta popular” 
formulada en el deslucido discurso inaugural.
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En definitiva, no escuchamos ese día el discurso de un Presidente 
que en su primera intervención pública presenta el derrotero por 
donde comenzará a impulsar el nuevo gobierno. El CENIDH 
considera que el discurso fue ambiguo, con una calculada 
moderación y sin ningún planteamiento concreto. 

A medida que el tiempo comenzó a correr, las preocupaciones e 
incertidumbres crecieron y quienes le dieron al nuevo gobernante 
“un voto de confianza” y plantearon “el beneficio de la duda”, 
comenzaron a cuidarse de demostrar públicamente que se lo 
estaban retirando. Por otro lado, muchos de quienes creyeron en 
la reanudación de una revolución, frustrada por los errores de 
sus dirigentes y por la agresión estadounidense, tras la exclusión 
de dieciséis años de gobiernos neoliberales, comenzaron a 
comprobar el cambio operado en Ortega, que se conduce con 
autoritarismo e inseguridad y produce mensajes contradictorios, 
aunque siempre teñidos de intencionalidad religiosa y simulados 
propósitos de reconciliación y unidad.

Inicio del período gubernamental

El Presidente Daniel Ortega Saavedra asumió su cargo en el 
marco de una institucionalidad democrática aún muy incipiente. 
El marco legal e institucional que existe hoy en Nicaragua es aún 
reciente y frágil, pero el Presidente está obligado a respetarlo, 
como el primer ciudadano del país. Desde esta perspectiva, 
el CENIDH observa, con creciente preocupación, que ese 
marco no se está respetando y que el nuevo gobierno pretende 
imponer formas de gobierno y de participación social ajenas a 
la institucionalidad reinante y que contradicen lo establecido 
en la Constitución.

En los primeros cien días de ejercicio gubernamental, el CENIDH 
identifica estilos y tendencias, indefiniciones y medidas que 
apuntan a un desprecio por la legalidad y a privilegiar intereses 

políticos partidarios más que nacionales que constituyen 
violaciones al derecho humano a la seguridad jurídica. 

No se puede valorar al nuevo gobierno por su retórica, por 
sus discursos o por sus consignas -la central es “El pueblo es 
Presidente”-. Alguien ha dicho certeramente que el gobierno de 
Daniel Ortega se caracteriza por “no hacer lo que dice y no decir 
lo que hace”.  Debemos analizar sus acciones, ya que aunque 
gobierna bajo la “alianza de la unidad” y con el discurso de la 
reconciliación, no se aprecia la búsqueda de consenso. 

No es de menor importancia que el Presidente no despache en la 
Casa Presidencial o en cualquier otro edificio institucionalizado 
para ese fin, sino en las coloridas oficinas de su partido, insertas 
además en su propia casa de habitación. Que estas instalaciones 
sean la sede oficial del Ejecutivo constituye una clara y perniciosa 
confusión Estado-Partido-Familia, hecho que ha sido criticado 
hasta por uno de sus más cercanos colaboradores y co –artífice 
de su victoria electoral como es el Alcalde de Managua Dionisio 
Marenco.  Tampoco es de menor importancia el irrespeto que 
significa seguir usando una caricatura de nuestro escudo nacional 
en la papelería del gobierno, a pesar de que la Asamblea Nacional 
prohibió tan folklórica imagen.  Tampoco lo es la página Web de 
la Presidencia, con tan marcados signos de personalismo y de 
falta de seriedad. 

Profundización del deterioro institucional y desarrollo 
de un estilo autoritario, centralista y secretista 

Del deterioro institucional que sufre Nicaragua desde hace 
varios años es corresponsable directo el actual Presidente de 
Nicaragua Daniel Ortega por el Pacto que desde 1998 inició 
con el entonces Presidente Arnoldo Alemán, que se concretó en 
las reformas constitucionales el año 2000 y continuó cuando ya 
Alemán era reo sentenciado a 20 años de cárcel.  El Pacto FSLN-
PLC reformó la Constitución Política de Nicaragua y partidarizó 
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el Poder Judicial, el Poder Electoral, la Controlaría General de la 
República, la Fiscalía General de la República y otras instituciones, 
lo que ha sido persistentemente señalado y denunciado por el 
CENIDH, incluso ante órganos de Protección Internacional de 
los Derechos Humanos como la Comisión Interamericana de 
Derechos Humanos (CIDH). La partidarización institucional se 
ha convertido en un instrumento para garantizar la impunidad 
de los poderosos y para propiciar continuas violaciones de 
derechos humanos.

Al asumir el gobierno uno de los protagonistas del Pacto, este 
acuerdo se ha profundizado y se consolidará. Máxima expresión 
de la continuidad del Pacto fue la decisión, tomada por el 
Sistema Penitenciario, dependiente del Presidente Ortega, de 
otorgar el “país por cárcel” a Arnoldo Alemán, cuyo expediente 
permanece desde hace más de tres años estancando en un 
Tribunal de Apelaciones que sigue controlando el Presidente 
Ortega. La concesión hecha a Alemán no tiene ningún  sustento 
jurídico ni más explicación que el trueque de prebendas y cuotas 
de poder entre dos caudillos políticos que desde hace años 
controlan el país y sus instituciones. ¿Dónde están los reclamos 
de competencia sobre el reo del Tribunal de Apelaciones que 
lleva su caso? ¿Dónde están los reclamos de la Juez de Ejecución 
de Sentencia que inició el camino hacia la liberación definitiva 
de Alemán?

La más reciente evidencia de la persistencia del Pacto FSLN-PLC 
fue el 28 de marzo con la elección “en combo” -como popular 
y acertadamente se le llama- de cuatro Magistrados de la Corte 
Suprema de Justicia, de los titulares de la Fiscalía General de la 
República y otros funcionarios de instituciones del Estado. Los 
votos en la Asamblea Nacional de los diputados del PLC y del 
FSLN expresaron una repartición de cargos a incondicionales o 
peones en un ajedrez político, trágico juego en donde el único 
perdedor es el pueblo de Nicaragua.

Antes de estas dos importantes expresiones de la continuidad 
del Pacto, habíamos observado otros desmanes legales. En su 
campaña electoral, Daniel Ortega prometió respetar las reformas 
constitucionales suspendidas por una ilegal Ley Marco, pactada 
entre él y el saliente Presidente Enrique Bolaños, ilegalidad 
encubierta por la Organización de Estados Americanos - OEA. 
La Ley Marco expiraba el 20 de enero del 2007, pero Ortega 
estuvo presto a aceptar la iniciativa presentada por la Alianza 
Liberal Nicaragüense (ALN) para prolongar su vigencia por un año 
más. La prórroga fue aprobada con 61 votos de las tres bancadas 
mayoritarias: FSLN, PLC y ALN, que también aprobaron la 
organización de una Comisión Especial en la Asamblea Nacional 
para impulsar un proceso de Reformas Constitucionales. 

La prolongación de la vigencia de la Ley Marco impidió que 
Daniel Ortega viera disminuidos sus poderes presidenciales, lo 
que, de alguna manera, hubiera impedido algunos de los abusos 
institucionales que ha venido cometiendo después.  

A pesar de su discurso de campaña sobre la democracia 
participativa, el Presidente Ortega empezó muy pronto a mostrar 
sus intenciones de concentrar el poder con la iniciativa de reforma 
a la Ley 290, Ley de Organización, Competencia y Procedimientos 
del Poder Ejecutivo, la que presentó a la Asamblea con “carácter 
de urgencia”. El CENIDH considera muy graves las pretensiones 
expresadas en esa reforma para asumir el control directo de 
la Policía Nacional, restándole al Ministerio de Gobernación 
facultades establecidas en el artículo 97 de la Constitución.  En 
la mente de la población quedó impresa, desde el comienzo del 
nuevo gobierno, la imagen de un Presidente que quiere tener 
bajo control partidario a las Fuerzas Armadas, que tanto se han 
empeñado en estos años, sobre todo el Ejército, en fortalecer su 
institucionalidad. Esta imagen fue reforzada con el juramento, con 
protocolo partidista e inusual, que hizo el Presidente a los Jefes de 
ambas instituciones armadas en el acto de su toma de posesión. 
Reforzada también  por no haber querido nombrar a un Ministro 
de Defensa asumiendo formalmente sus funciones.
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Mueven también a inquietud los continuos movimientos hechos 
por el Presidente en puestos de gobierno trasladando a altos 
funcionarios y cambiando sus funciones. Dos ejemplos bastan: 
Paul Oquist pasó de Coordinador del Consejo de Políticas 
Nacionales a Secretario de Políticas Nacionales de la Presidencia 
con rango de Ministro; y Orlando Núñez, ideólogo y creador 
del Programa Hambre Cero, que lanzó desde el año 2001 bajo 
la modalidad de Bono productivo, pasó de Coordinador del 
Consejo de Seguridad Alimentaria a simple asesor.  

Hasta el último momento, el nuevo Presidente mantuvo en secreto 
los nombres de quienes integrarían su Gabinete ministerial. 
Posteriormente, la actuación de los Ministros y Ministras, con 
contadas excepciones, ha estado marcada por el silencio, el 
anonimato y la falta de declaraciones explícitas sobre temas de 
relevancia nacional. A esto hay que sumar la destitución, también 
sin explicaciones, de la Ministra de la Familia, Glenda Ramírez, 
a menos de un mes de asumir el cargo, y de la titular del Instituto 
de Cultura, Margine Gutiérrez, por expresar una opinión que 
compartimos la mayoría de los nicaragüenses sobre la violación 
del artículo 128 de la Constitución cometida por el Presidente 
Ortega al regalarle al Presidente Chávez dos manuscritos de 
Rubén Darío, los que según el artículo 6 de la Ley 333 del 13 
de marzo del año 2000, son “…patrimonio, cultural, artístico de 
la nación la obra literaria publicada, o inédita del insigne poeta 
Rubén Darío”,  y según la Ley 1142 y su reforma “constituye 
delito contra el patrimonio cultural de la nación toda acción 
u omisión …..” que atente contra dicho patrimonio. Con esta 
acción, el Presidente Ortega no solo cometió una violación más 
a la Constitución, sino que cometió un delito por el que merece 
ser juzgado.

Los polémicos Consejos 

Por medio del cuestionado Decreto 03-2007 publicado en La 
Gaceta No. 7 del miércoles 10 de enero, el Presidente Ortega 
creó cuatro Consejos: de Políticas Nacionales, de Seguridad y 
Soberanía Alimentaría, de Comunicación y Ciudadanía y de la 
Costa Caribe, generando una gran confusión jurídica. 

Posteriormente, por el Decreto 8-2007 creó el Consejo de 
Reconciliación y Paz, con el objetivo de “lograr una paz firme 
y duradera y la plena reconciliación y unidad de toda la familia 
nicaragüense”. Un Consejo más en su nueva estructura de 
gobierno no hubiera causado tanto revuelo si no hubiera sido por 
nombrar como su titular al  Cardenal Miguel Obando y Bravo. 
Revuelo y polémica, recordando el pendular comportamiento del 
Cardenal en la política nacional y su rechazo a la participación 
en el gobierno revolucionario de los años 80 de cuatro sacerdotes 
de la iglesia católica. El nombramiento obedece a la intención 
del nuevo gobierno de procurarse la adhesión de la mayoría 
católica del pueblo de Nicaragua y reafirma la violación del 
Artículo 14 de la Constitución, que establece que Nicaragua es 
un Estado laico. El CENIDH ve con preocupación que, en abierto 
desacato de este principio constitucional, Nicaragua se viene 
constituyendo como un Estado confesional católico, tendencia 
iniciada en gobiernos anteriores, asumida y profundizada por el 
nuevo gobierno de Daniel Ortega. 

De singular gravedad es la influencia de la jerarquía católica en 
la penalización del aborto terapéutico, presente en la legislación 
nicaragüense desde hace más de 100 años. En octubre de 2006, 
la jerarquía católica, con el respaldo de jerarquías de iglesias 
evangélicas, aprovecharon el contexto electoral para negociar 
con los partidos políticos PLC y FSLN la exclusión del Código 
Penal de la figura legal del aborto terapéutico. Los diputados de 
la ALN aceptaron también participar en este empeño y el 6 de 
octubre aprobaron la Ley 603 Ley de Derogación al Artículo 165 
del Código Penal Vigente. 
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Con otras organizaciones de mujeres y organizaciones 
sociales, el CENIDH presentó en enero de 2007 un Recurso 
de Inconstitucionalidad contra esta Ley. En la tramitación de 
este recurso, el Presidente Ortega presentó el 12 de marzo un 
Informe de Ley ante la Corte Suprema de Justicia, manteniendo 
su posición. Igualmente, el diputado del FSLN y Presidente de la 
Asamblea Nacional, René Núñez, en su Informe ante la Corte. 

Al hacerlo, expresan su decisión de mantener una alianza política 
con la jerarquía católica, sin importarles que la penalización 
del aborto terapéutico condene a la muerte a las mujeres 
pobres nicaragüenses y exponga al cuerpo médico y personal 
de salud del país a situaciones indignas de su profesión. Como 
consecuencia de la alianza política FSLN-Jerarquía Católica, 
Nicaragua es uno de los únicos cuatro países en el mundo que 
penalizan toda forma de interrupción del embarazo, incluida 
la que se realiza por razones terapéuticas para salvar la vida 
de la mujer y la que se practica en niñas embarazadas como 
consecuencia de violaciones sexuales.  

Una de las acciones más criticadas del Presidente ha sido 
la creación del Consejo de Comunicación y Ciudadanía, 
institución hecha a la medida de las ambiciones de poder de su 
esposa Rosario Murillo, quien además de Coordinadora de ese 
Consejo es coordinadora de la secretaría de prensa del gobierno, 
responsable de la política de publicidad y comunicación de 
todos los ministerios del gobierno, responsable de la agenda, 
viajes y encuentros con los medios del Presidente, coordinadora 
de los ministerios del área social, responsable de la organización 
a nivel nacional, departamental y local de los nuevos Consejos 
ciudadanos, que ya se están organizando y que pretenden 
sustituir o competir con los espacios creados por la Ley de 
Participación Ciudadana, con el objetivo de que actúen como 
aparatos partidarios de respaldo al gobierno. 

Murillo es también responsable de la oficina de ética pública 
del gobierno y de las secretarias departamentales y regionales 

gubernamentales. Al acumular tanto poder en su esposa, el 
Presidente viola el artículo 130 de la Constitución. El nepotismo, 
que es otra forma de corrupción, es prohibido expresamente 
por la Ley de Probidad de los Servidores Públicos en su capítulo 
II, artículo 11. Aun cuando el Presidente haya dicho que su 
esposa actúa por delegación presidencial y sin salario, el poder 
y funciones del Presidente no se pueden transferir a la Primera 
Dama. Además ”el tema no es el salario, el tema fundamental 
es el ejercicio del poder público”, dijo en su oportunidad sobre 
este asunto el CENIDH.

En la Asamblea Nacional, y según la reformada Ley 290, a los 
Consejos se les establecieron límites claros: serán órganos de 
consulta, no tendrán presupuesto ni atribuciones para tomar 
decisiones administrativas. Sin embargo, el Presidente Ortega, 
queriendo evadir estos límites que la oposición parlamentaria 
le estableció, les ha asignado funciones ministeriales y 
administrativas con la maniobra de cambiarles el nombre: 
los Coordinadores de Consejo pasan a ser funcionarios de la 
Secretaría de la Presidencia con rango ministerial.  

Es otra expresión de que el Presidente se coloca por encima de la 
Ley. Pareciera que el mandatario aplica a su gestión presidencial 
su habitual estilo de dirigente de partido, que dice de manera 
descontrolada en una plaza pública lo primero que se le ocurre 
o lo que la emoción del momento le provoca. Ahora, sus actos 
deben ceñirse a la Ley y no interpretarla antojadizamente. 
Igualmente deben ceñirse a la Ley los actos de Rosario Murillo 
y no son aceptables declaraciones, como las que formuló el 27 
de febrero, cuando en plena polémica sobre los Consejos afirmó 
que “la función de los Consejos será la de dirigir a los diferentes 
ministerios del gobierno” y aún más: que los Consejos ”están 
facultados por la Constitución para funcionar libremente”. 
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La política económica del nuevo gobierno

El Presupuesto General de la Republica es la herramienta más 
importante de la política económica de cualquier gobierno.  Sin 
embargo, y como lo afirma el economista Néstor Avendaño en la 
Revista “Envío” de marzo 2007, “el gobierno no tuvo capacidad 
para cambiar la política presupuestaria” y así, el nuevo gobierno 
asumió el presupuesto presentado por el gobierno saliente sólo 
con algunas pequeñas variantes y manteniendo como prioridad 
el pago de una deuda interna onerosa, ilícita e inmoral.  Esto, 
a pesar de que una de las promesas de campaña del candidato 
Ortega fue revisar a fondo esa deuda para renegociarla. Antes de 
aprobar el 7 de marzo en la Asamblea Nacional el Presupuesto 
para 2007, ya el Banco Central había retirado, en enero, 
100 millones de dólares de las reservas internacionales y los 
había pagado a los banqueros nacionales en abono a la deuda 
interna.   

El CENIDH ve con mucha preocupación que todas las promesas 
hechas a la población más pobre para mejorar la situación de 
sus postergados derechos económicos, sociales y culturales 
no sean prioridad en el presupuesto gubernamental de este su 
primer año de administración pública. 

Valoramos algunos cambios hechos al presupuesto para 
incrementar el gasto social para la reducción de la pobreza. Por 
ejemplo, se introdujo el componente para el bono productivo del 
Programa Hambre Cero al ajustar el presupuesto del MAGFOR 
con la suma de 185 millones de córdobas,  174.7 millones 
de córdobas para la gratuidad de la educación, programa de 
alfabetización, alimentación escolar y otros,  127.4 millones de 
córdobas en el sector salud y 10.5 millones de córdobas para 
Mi Familia.  Pero resulta increíble. Este monto asignado a la 
Reducción de la Pobreza, apenas representa un 27% de los 100 
millones de dólares pagados en enero a los banqueros como 
abono a la deuda interna, producto de las quiebras bancarias

No hay nada relacionado con la política tarifaría de los servicios 
públicos y eso significa subsidios que debían presupuestarse si 
se quiere cumplir con las promesas de campaña, por ejemplo la 
tarifa de transporte urbano de Managua en dos córdobas.

Es positiva también la reducción de los salarios de los altos 
funcionarios del Poder Ejecutivo y la eliminación de una 
serie de privilegios que tenían. Pero así como los megasalarios 
de un sector del Estado se han reducido, los minisalarios de 
maestras y maestros y del personal de salud permanecen siendo 
escandalosamente bajos. 

Hasta el momento, no se percibe al gobierno tratando de impulsar 
modificaciones profundas al rumbo económico neoliberal. Y la 
impresión es de mucha improvisación y de falta de capacidad en 
sus funcionarios, como si el FSLN no hubiera estado preparado 
para asumir el gobierno de un país como el nuestro, con tantos 
problemas urgentes y pendientes.  

Mientras el MTI se debate entre esperar préstamos de la 
cooperación internacional y sortear problemas laborales de sus 
trabajadores, las carreteras y caminos se siguen deteriorando a 
menos de un mes de que comience el período de lluvias y no inicia 
de  manera seria y planificada la construcción de infraestructura 
pública prometida. Tampoco son claras las nuevas políticas para 
el sector rural al inicio del ciclo agrícola 2007-2008. 

Ante todo esto, nos preguntamos si la posición del gobierno ante 
el FMI, en vísperas de la firma de un nuevo acuerdo con esta 
institución internacional, está basada en principios de soberanía 
y justicia social o es una muestra más de improvisación e 
incapacidad. Desearíamos que el retraso en la firma del acuerdo 
se deba a lo primero y que, por primera vez, Nicaragua impulse 
una decorosa negociación que no se someta a condiciones que 
afectan a la mayoría de su población y sólo benefician a una 
minoría. 
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Una de las demagógicas promesas de campaña del candidato 
Ortega fue “desempleo cero”. Entretanto, en el aparato estatal se 
han establecido políticas de desempleo, en medio de reclamos 
judiciales, protestas y denuncias por centenares de despidos 
injustificados en abierta violación de la Ley de Servicio Civil, la que 
también Ortega prometió respetar durante su campaña electoral. 
El CENIDH ha recibido denuncias de despidos individuales 
y colectivos de diversos sectores: de centenares de cajeros y 
contadores que trabajaban en los centros escolares autónomos, de 
trabajadores de la Empresa Nacional de Puertos, de directores de 
centros de salud de Occidente, y de otras dependencias públicas. 

También se prometió “Pobreza Cero”. Pero, ¿con qué recursos? 
Reducir los megasalarios de los altos funcionarios no basta si el 
gobierno sigue priorizando el pago de la deuda interna. ¿Y la 
Banca de Fomento con cuyo ofrecimiento se generaron tantas 
expectativas en el sector rural? No hay señales ni iniciativas 
concretas en esa dirección.

Los “planes económicos” del gobierno parecen apoyarse 
fundamentalmente en la generosa cooperación venezolana. 
Pero no se nos ha explicado suficientemente cómo se organizará 
la administración de esta cooperación y de estas inversiones, si 
será a través del Estado o a través de empresas o asociaciones 
privadas. El secretismo con que el nuevo gobierno actúa agudiza 
la confusión y la desconfianza en el futuro económico. No 
podemos olvidar que los acuerdos económicos con Venezuela, 
con Taiwán y con Irán no fueron conocidos en la Asamblea 
Nacional hasta que se habían filtrado y hecho públicos a través 
de varios medios de comunicación. 

Política de Comunicación 

Mención especial merece la política de Comunicación diseñada 
por Rosario Murillo, ya que ha sido una de las medidas más 
comentadas, criticadas y temidas por diferentes sectores de la 
población.

La publicidad estatal fue centralizada en el Consejo de 
Comunicación y Ciudadanía a cargo de Rosario Murillo, “para 
ahorrar y democratizar la propaganda gubernamental”. Para 
varios conocedores de la situación en los medios, más que 
ahorro, austeridad o democracia, indican que la pautación 
controlada en manos de Murillo podría ser empleada como 
premio o castigo a los periodistas y a los medios. A 100 días del 
nuevo gobierno y después de haberse publicado la cuestionada 
Estrategia de Comunicación, en la que hay de todo con mucha 
confusión, hay que revisar como se está ejerciendo esa anunciada 
democratización. 

En una circular dirigida el 29 de enero a los Ministros y Directores 
de Entes Autónomos, el Ministro de Hacienda Alberto José 
Guevara Obregón mandó a congelar la partida presupuestaria 
de publicidad estatal a estas instituciones. El inciso C) de la 
circular dice: “La coordinación y autorización de esta actividad 
de publicidad y propaganda está a cargo del Consejo de 
Comunicación y Ciudadanía de la Presidencia de la República, 
por lo que la instancia deberá abocarse ante esta instancia para 
el desarrollo de la misma”, agregando: “Esta comunicación  es 
de manejo exclusivo de Ministros y Directores”.

Con su habitual estilo de ejercicio del poder, Rosario Murillo 
respondió así a las críticas por la disposición: “Preferimos que 
el dinero se invierta en escuelas, medicamentos, hospitales… 
Queremos ahorrar en las pautas para realizar sólo las campañas  
necesarias. En ocasión de estas declaraciones, el CENIDH 
comentó: ”Resulta absurdo que un Ministro no tenga la 
capacidad autónoma de decidir sobre la publicidad que necesita 
su Ministerio. En ese caso, es mejor que no existan Ministros y 
que se nombre a una Superministra que gobierne por todos los 
ministerios… Por la vía de la publicidad se puede callar a un 
medio de comunicación… El uso de publicidad puede ser un 
medio de censurar la libertad del profesional de la comunicación 
y la libertad de expresión”.  










